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Ho chzu verehr ende! 

Die mir anvertraute Lehrkanzel an hiesiger Hochschule 
betröte ich heute zum ersten Mal, um von derselben Stelle, an 
welcher ein hochverehrter Vorgänger zwei Jahrzehnte lang mit 
ebensoviel Erfolg wie Begeisterung gestanden und gelehrt hat, 
meinerseits die versammelten Mitglieder der akademischen Ge- 
meinde, sowie deren anwesende Gönner und Freunde, die Ver- 
treter anderer Berufskreise, in Form einer herkömmlichen An- 
tritts -Vorlesung zu begrttssen. 

Als akademische Vorlesung wird sie die Schranke des 
Gemeinverständlichen thunlichst innehalten müssen, und daher 
den gereiften Rechtskennern in dieser Versammlung des Neuen 
nicht viel bieten dürfen. Mein Thema entnahm ich dem Straf- 
prozess rechte, als dem Gegenstande meiner frühesten Ju- 
gendbekanntschaft und einer ersten Liebe, die bekanntlich 
nicht rostet. Dazu kommt, dass die Hauptvorlesung dieses 
Winterhalbjahrs gemäss der Studienordnung ausschliesslich 
dem materiellen^ Strafrecht apgehört; und dass auch die öffent- 
lichen, Allen zugänglichen Vorträge, welche ich Samstags von 
5 — 6 Uhr Nachmittags über „Schwurgerichte und Schöffenge- 
richte alter und neuer Zeit 4 * halten werde, doch in erster Linie 
im Felde der Gerichtsverfassung liegen, nur in zweiter das 
Strafverfahren selbst berühren werden. 

Gewähren Sie, m. H., nunmehr Nachsicht, falls ich 
der Gewohnheit des freien Vortrages zeitweilig unterliegen 
sollte, und die Erlaubniss, sofort auf den Gegenstand dieses 
Vortrages, nämlich „das staatsbürgerliche Anklage- 
recht in Strafsachen", einzugehen-, eüien Gegenstand, 
der sich ohnehin in der kurzbemessenen Frist einer Stunde 
kaum skizzire n , im entferntesten nicht erschöpfen lässt. 

1* 
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Die allgemeinere Frage : Wer ist zur Anklage in Straf- 
sachen berufen? und die besondere: Soll jedem Staats- 
bürger als solchem ein Anklagerecht zustehen? — beide 
Fragen sind sehr alt und sehr neu zugleich. Alt, weil ein Ver- 
fahren, das vom Anklageprinzip beherrscht wird, sie von vorn- 
herein sich vorlegen muss, und das Anklageverfahren bekannt- 
lich das älteste ist, so alt, wie die Geschichte des Strafverfahrens 
überhaupt. Neu aber sind sie für uns; denn das sogenannte 
Untersuchungsverfahren — das vom sogenannten Inquisitions- 
prinzip beherrschte, (für Oesterreich nicht eingeführt, aber 
erweitert durch Art. 24, § 3, Thl. I der Theresiana) — liess 
Jahrhunderte lang, in manchen Kechtsterritorien bis in unser 
19. Jahrhundert hinein, jene Fragen nicht aufkommen. Und 
sozusagen nagelneu ist in unserer Literatur eben jene Spezial- 
frage des Staatsbürger liehen Anklagerechts ; so neu, dass 
die Gesetzgebung noch kaum damit befasst gewesen, der deut- 
sche Juristentag erst im Vorjahre ihr näher getreten ist. 

Seit der Wiederbelebung des Anklage Verfahrens in unserem 
modernen Zeitalter haben sich, wie alsbald zu zeigen sein 
wird, die Antworten auf jene allgemeinere Frage: Wer hat 
das Recht der Anklage? in höchst kennzeichnender Weise, 
ich mögte sagen in staffelfiörmiger Gestalt, vor uns hinge- 
schoben. 

Wir begannen mit der Einführung der öffentlichen An- 
klägerschaft in Gestalt einer französischem Muster nachgebil- 
deten Staatsanwaltschaft, als einer dazu — aber da- 
neben noch zu vielfaltig anderen Funktionen — ex officio 
berufenen Staatsbehörde. Der Grundgedanke des fran- 
zösischen ministere public — merkwürdig genug, bekanntlich 
eine Schöpfung der Periode des Inquisitionsprozesses in Frank- 
reich — wurzelt nicht in der Anklägerrolle ; sondern vielmehr 
darin, dass es Organ des Staatsoberhauptes als des Gerichts- 
herrn bei Verwaltung der Rechtspflege neben und gegenüber 
den Gerichten, zur Wahrung des Gesetzes gleichwie des fis- 
kalischen Interesses, nicht aber Vertreter der Staats - Straf- 
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gewalt als Partei, sein soll. Anders gestaltete sich die Aneig- 
nung des Instituts auf germanischem Boden; ähnlicher viel- 
mehr der in Schottland — und zumtheil in Nofdamerika — 
schon früher ausgebildeten Einrichtung ; nämlich als Vertretung 
des öffentlichen Strafanspruchs in der Rolle einer dem angeb- 
lichen Verbrecher gegenübertretenden Partei; mit Einem Wort: 
die öffentliche offizielle Anklägerschaft wurde hier Grundge- 
danke und Mittelpunkt des Instituts der Staatsanwaltschaft, 
wie dies auch schon deren Name selbst ergibt. 

Von den drei anderweiten Hauptfunktionen, die man 
damit zu verbinden pflegte, setzte anscheinend am natürlich- 
sten der Anklägerschaft sich an — nämlich zum Behuf der 
Sammlung des Anklagematerials — die einer Vorerhebungs- 
oder Ermittelungs- oder Skrutinial-Behörde ; diese Funktion 
erweitert den Offizial-Ankläger zum Strafverfolgungs-Beamten. 
Minder natürlich schon die eines Vollstreckungsorgans, nämlich 
einer Behörde berufen zur Mitwirkung bei dem Betriebe der 
Vollstreckung des Strafurjheils. Endlich aber — und hier schien 
der Offizialankläger allganz aus der Rolle zu fallen — ent- 
puppte sich die Staatsanwaltschaft obendrein noch als Organ 
der Justizaufsicht; als „Wächter des Gesetzes" d. h. als Be- 
hörde bestellt zur Wahrung' der Formvorschriften, zur Ueber- 
wachung der Handhabung des Gesetzes aufseiten der Ge- 
richte. '.„>.. 

Wenn die Vereinbarung dieser anscheinend unvereinbaren 
Funktionen durchweg nicht übel gelungen ist, so verdankt man 
dies wahrlich weder der Organisation des Instituts, das viel- 
mehr einer Musterkarte gleicht, noch dem humanen Geiste der 
einschlagenden Justizreglements, noch auch unseren Rechtszu- 
ständen, die in der That nichts weniger sind als patriarchalisch. 
Nichts davon; der Preis gebührt den Trägern jener ge- 
mischten Staatsbehörde, den deutschen und österreichischen 
Staatsanwälten; Männern, deren Gewissenhaftigkeit Pflichttreue 
Humanität und Tüchtigkeit sie befähigen, auch das Widerstrei- 
tende in sich auszugleichen. Gleichwie — zum Ruhme unseres 
Richterstandes mag es gesagt sein — es vielfach den tüchtigen 
Richtern zur Zeit des Inquisitionsverfahrens gelungen war, in 
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Einer Person den Rollen des Anklägers Verteidigers und 
Richters annähernd gerecht zu werden! 

Während nun jene Mischung ungleichartiger Funktionen 
in Einer Behörde die Kritik herausforderte, und alsbald eine 
Opposition wach rief, welche Reform der Staatsanwalt- 
schaft auf ihre Fahne schrieb, regte sich gleichzeitig eine 
Reaktion abseiten des privaten Anklagcrechts gegen 
die Ausschliesslichkeit der offiziellen Anklage (das sogenannte 
„Anklage-Monopol"). Und in der That fand ein mehr oder 
minder ausgedehntes Privatanklagerecht einerseits eine Reihe 
von historischen und legislativen Anknüpfungspunkten, worauf 
es sich stützen, und andererseits zwei besondere in der Stel- 
lung der Staatsanwaltschaft vorliegende Blossen oder Gebre- 
chen, wogegen es seinen Hauptangriff richten' konnte. Nämlich 
zunächst in ersterer Beziehung (um hier von der älteren Zeit 
ganz abzusehen): 1. die schon im französischen Recht aner- 
kannte und weiter ausgebildete Befugniss des Verletzten zur 
plainte bei dem Instruktionsrichter, sowie auch zumAnschluss 
der Privatansprüche an das Strafverfahren; 2. den Umstand, 
dass mehrere deutsche Gesetzgebungen ein eigentliches Adhä- 
sionsverfahren nicht anerkannt oder doch nicht durchgeführt 
hatten ; 3. die gemischte Natur der Rechtsverfolgung bei Ehr- 
verletzungen , in Verbindung mit der Unklarheit des Verhält- 
nisses der Realinjurie zur Körperverletzung. Sodann in letz- 
terer Beziehung: 1. die Stellung der Staatsanwaltschaft als einer 
von der jeweiligen Staatsregierung und deren Tendenzen ab- 
hängigen, als einer ministeriellen, weil dem Justizministerium 
untergebenen, Behörde ; in Verbindung mit 2. der nicht abzu- 
streitenden Herrschaft des sogenannten Opportunitätsprinzips, 
wonach das Ermessen des Staatsanwalts beziehungsweise der 
ihm tibergeordneten Staatsbehörden darüber entscheidet, ob 
derselbe eine Verfolgung unterlassen, beziehungsweise ablehnen 
will. Dies Letztgenannte, die Gefahr eines sogenannten Unter- 
lassungsfehlers seitens der Staatsanwaltschaft — gegen- 
über dem Interesse des Verletzten, beziehungsweise gegenüber 
der öffentlichen Meinung, welche in concreto Verfolgung hei- 
schen — wird in neuerer Zeit neben dem davon untrennbarea 
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erstgenannten Umstände, nämlich der Abhängigkeit des Staats- 
anwalts vom Ministerium, mit besonderer Schärfe hervorge- 
hoben (so von Gneist, v. Holtzendorffu. A.); wäh- 
rend das missliebige „Anklage - Monopol" der Staatsanwalt- 
schaft bereits zum Schlagwort geworden war. 

Genug, die staffeiförmige Fortbewegung, in welcher das 
Privat- Anklagerecht reagirt hat, beziehungsweise noch weiter 
reagiren wird, lässt sich kurz in vier Stufen kennzeichnen: 

I. Für gewisse Fälle ein prinzipales (nach manchen 
Gesetzgebungen sogar ausschliessliches) Anklage recht des 
Verletzten; und bei den übrigen Fällen daneben ein An- 
schlussrecht desselben alsPrivatbetheiligter (oder Neben- 
kläger) ; im grossen Ganzen schon der Standpunkt der Oestcrr. 
Str.-Pr.-O. von 1850, theilweiseauch jener von 1853. 

IL Ausserdem noch ein subsidiäres Anklagerecht des 
Verletzten (Beschädigten) in allen Fällen — insbesondere 
den von Amts wegen verfolgbaren — dann, wenn der Staats- 
anwalt die Verfolgung ablehnt beziehungsweise davon zurück- 
tritt; die sogenannte „Subsidiär - Anklage" (eine undeutliche 
Bezeichnung ! man will sagen : Subsidiäre Privatan- 
klage des Verletzten); im Wesentlichen der Standpunkt 
der heute geltenden Oesterr. St.-Pr.-O. von 1873. 

III. Ein subsidiäres Anklagerecht eines jeden selb- 
ständigen Staatsbürgers als solchen, also abgesehen von 
Privatrechts- Verletzung ; jedoch mit gewissen Ausnahmen : näm- 
lich nicht bei Antragsdelikten und bei den einer ausschliess- 
lichen Privatanklage zugewiesenen Fällen. Sogenannte „sub- 
sidiäre Popularanklage" ; richtiger : Staatsbürgerliches 
subsidiäres Anklagerecht. 

IV. Ein mit der Offizialanklage konkurrirendes — 
also nicht-subsidiäres, sondern prinzipales — staatsbürger- 
liches Anklagerecht, übrigens mit denselben Ausnah- 
men; bei Interventionsrecht der Staatsanwaltschaft, und mit 
Kautelen gegen Missbrauch, Kollusion u. s. f. 
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Die Stadien sub I und II hat bekanntlich relativ am 
vollkommensten die Oesterreichische Strafprozess-Ordnung vo n 
1873 (§§. 46 — 50) sich angeeignet ; selbstverständlich im Hin- 
blick auf und im Anschluss an das heute noch geltende ma- 
terielle Strafrecht. Und für dieses System der Privatanklage 
und Privatbetheiligung ist, wofern der vorliegende Strafgesetz- 
Entwurf zum Gesetz erhoben werden sollte, noch in zwiefacher 
Richtung eine Erweiterung und Klärung in Aussicht gestellt 
(s. Mot. S. 60 zum Strafgesetz-Entw. von 1874, §§ 81 u. 83). Ein 
beschränkteres System enthalten dagegen die Deutschen Straf- 
prozess-Ordnungs-Entwürfe, auch noch der Kommissions- und der 
Bundesraths-Entwurf (von 1873, §§290 ff., bzw. 1874, §§ 335 ff. ) 

Das Stadium sub III hat zeither keine d entasche Gesetz- 
gebung beschritten; dagegen, ist es in einer Resolution de 
12. deutschen Juristentages vom J. 1875 (Nürnberg) in allge- 
meiner Fassung zum Ausdrucke gelangt, während vierzehn 
Jahre früher der 2. Juristentag (1861, Dresden) noch ledig- 
lich für Privatbetheiligung und Privatanklagerecht des Be- 
schädigten — im Wesentlichen übereinstimmend mit dem heu- 
tigen Oesterreichischen Rechte — eine Lanze gebrochen hatte. 

Das Stadium IV wird vielleicht demnächst von England be- 
treten werden, wenn dort die Ausbildung einer öffentlichen An- 
klagebehörde (einer lokalen Staatsanwaltschaft) sich Geltung 
verschafft. 

Offenbar beruhen die genannten Stadien auf verschiede- 
nem Ausgangspunkte. Das Erste geht aus von der Berück- 
sichtigung des Privatinteresses des Verletzten, und von der 
Erwägung, dass in manchen Fällen diesem gegenüber das 
öffentliche Interesse bis zum Verschwinden zurücktritt. Das 
Zweite und die Uebrigen suchen ein Korrektiv einmal gegen 
den obengenannten Unterlassungsfehler der Staatsanwaltschaft, 
sodann gegen die Abhängigkeit dieser Verfolgungsbehörde von 
der jeweiligen Staatsregieriing; was namentlich Gneist und 
von Holtzendorff, und zwar insbesondere mit Bezug auf die 
Verfolgung der zur Zeit oppositionellen Presse, auf die Hand- 
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habung der Vereins- und der Wahl-Polizeigesetze gegenüber 
politischen Parteien, und auf die Verantwortlichkeit der Staats- 
beamten für Amtsdelikte, geltend gemacht haben. 

Man hatte nun zeither ein solches Korrektiv gesucht bald 
in einem konkurrirenden Anklagerechte abseiten höherer Ge- 
richtshöfe, bald in einem Anklagezwange ausgeübt vom höhe- 
ren Gerichte gegen die Staatsanwaltschaft, bald in einer quasi- 
richterlichen Stellung und Unabhängigkeit des Staatsanwaltes 
selbst, bald in Durchführung des sog. Legalitäts-Princips für 
die staatsanwaltschaftliche Thätigkeit, bald endlich in einer 
Beibehaltung der richterlichen Inquisition. Immer ohne Anklang 
oder ohne Erfolg; denn jede dieser Abhülfen widerstrebt ent- 
weder dem Wesen des Richteramts, oder dem Grundgedanken 
der Staatsanwaltschaft, oder gar beidem, oder ist endlich (so 
das Legalitätsprincip) überhaupt praktisch nicht durchführbar. 

Aehnliches dürfte gelten von dem neuesten Projekte dei 
Deutschen Reichs-Justizkommission: das Gericht — das erken- 
nende oder ein höheres — soll, falls der Staatsanwalt die Ver- 
folgung abgelehnt hat, auf Anrufen des Verletzten (beziehungs- 
weise auch anderer Staatsbürger) befugt sein, einen Rechtsan- 
walt für die Anklägerrolle zu bestellen. Hier beeinträchtigt 
das Gericht im Voraus seine Stellung zur künftigen Strafsache, 
indem es voreingenommen mindestens scheint, ferner zur ableh- 
nenden Staatsanwaltschaft; um so seltener wird es geneigt sein, 
auf Beschwerde eines nichtgeschädigten Staatsbürgers, entgegen 
dem Bescheide des Staatsanwalts, in solcher Weise einzuschreiten. 

So war es denn mehr als begreiflich, dass man auf ein sub- 
sidiäres Privatanklagerecht, sei es nur des Verletzten, sei es der 
Staatsbürger überhaupt, zurückkam. Zurückkam; denn die Ge- 
schichte des Anklageverfahrens selbst schien darauf hinzuweisen. 

Anscheinend am nächsten lag jenes Recht des Verletzten, 
und zwar bei allen von Amtswegen verfolgbaren Delikten. 
Ich kann hier dessen nähere Erörterung übergehen; darf aber 
andeuten, dass der in seinen Privatrechten „Verletzte" oder 
Beschädigte in manchen Straffällen schwer aufzufinden, in an- 
deren unter mehreren von der Handlung Betroffenen schwer 
zu bestimmen ist. Ersteres bei den meisten Delikten des öffent- 
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liehen Rechtsgebietes ; Letzteres bei manchen des Privatreehtsge- 
bietes, so bei gemeingefährlichen, Sittlichkeits-, Fälsclmngs-De- 
likteu, so auch bei Diebstahl und ähnlichen, wenn hier in concreto 
der Eigenthiimer und der Sachinhaber verschiedene Personen sind. 

Dazu kommt nun Zweierlei. Einmal, dass die von Gn eist 
und Anderen hervorgehobene Gefahr einer ungerechtfertigten 
Unterlassung der Offizial -Verfolgung nicht blos in den oben 
bezeichneten Fällen (politische, Press-, Amtsdelikte u. s. w.) f 
sondern ebenfalls in einer Reihe von anderen Deliktsfallen zu- 
tage tritt; so bei anscheinend minder gemeingefährlichen, bei 
anscheinend geringfügigen Eigenthums-Delikten ; so namentlich 
auch gegenüber den verrufenen „Gründungen* der Neuzeit, 
wo ein offizielles Einschreiten so oft unterbleibt, weil die 
Staatsbehörde entweder um den „häuslichen Streit" sich nicht 
kümmern oder in ein Wespennest nicht hineinstechen mag, 
während doch die unmittelbar Verletzten aus gutem Grunde sich 
nicht rühren. Sodann scheint in der That eine Theilnahme der 
Laien an der Anklägerschaft ebenso nahe, wenn nicht näher 
zu liegen, als die ihnen am Richterthum bereits eingeräumte. 

So vorbereitet, erschien auf der Tagesordnung die Frage : 
ob nicht in einem allgemeinen staatsbürgerlichen Anklagerecht 
jenes Korrektiv zu finden sei. Dieses Recht — selbstverständ- 
lich nur bestimmt für den Kreis der sogenannten Offizial-De- 
likte — brauche jedoch, so meinte man, nur als subsi- 
diäres, nämlich für den Fall nicht statthabender Offizial- 
Verfolgung, eingeräumt zu werden. 

Diesem Vorschlage Gn eist's und v. Holtzendorffs, 
den früher schon unter Anderen von Bar gestellt hatte, und 
welchen über Antrag Gneist der zwölfte deutsche Juristen- 
tag sich angeeignet hat, konnte man nun sofort entgegen- 
halten: Derselbe erscheine nicht blos in sich selbst als halbe 
Massregel, sondern sei auch historisch ohne Stütze. Denn, was 
zunächst Letzteres betriflft: 

Die geschichtliche Entwickelung des Anklageverfahrens 
führt nicht zum subsidiären, sondern zum prinzipalen (kon- 
kurrirenden) staatsbürgerlichen Anklagerechte hin. 

So berief das Griechische Recht zur YW'l oder öffent- 
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liehen Anklage (im Gegensatze zur Sixtj im e. S. oder Privat- 
klage) jeden vollberechtigten Bürger, wenn er gleich persönlich 
nicht verletzt sein mogte. So zieht durch alle Wandlungen 
der Römischen criminis accusatlo — durch die Komitial- 
Justiz, die quaestiones perpetuae, die Kaiserzeit — der Grund- 
satz sich hindurch, dass jedem civis das Recht zustehe, als 
Ankläger in judicio publico aufzutreten; welcher Grundsatz 
nur bei ganz vereinzelten crimina aufgegeben wurde, so rück- 
sichtlich des adulterium, bei welchem anfänglich die staats- 
bürgerliche aecusatio nur aushülflich (gegenüber dem unmittel- 
bar Verletzten) nach 60 Tagen, später (seit Konstantin) 
gar nicht mehr zugelassen sein sollte. Im Uebrigen zeigt noch 
das Justinianische Recht im Prinzip die Festhaltung der alten 
Regel; was auch bei dem Umfange der römischen Privatde- 
likte, und der später für manche Fälle gestellten Wahl zwi- 
schen privater und öffentlicher Verfolgung, nicht wunder- 
nehmen kann. Nur war freilich der Zusatz „popularis" ftir 
diese aecusatio müssig, weil selbstverständlich. ! ) Ebensowenig 
getraute sich das Kanonische Recht, ungeachtet seiner that- 
sächlichen Hinneigung zu anderen Einleitungsformen des Verfah- 
rens, den rechtlichen Grundsatz als solchen bei Seite zu schieben. 
Von anderer Auffassang soll nun freilich das Germa- 
nische Recht in Alterthum und Mittelalter beherrscht ge- 
wesen sein; und die abweichende Meinung Gneist's (Vier 
Fragen, S. 38 u. 47 etc.) ist von Anderen, so neuerdings von 
Bin ding, scharf zurückgewiesen worden. Meines Erachtens 
verhält es sich nun damit folgendermassen. Die germanischen 
Quellen aus der gesammten Periode des Anklageverfahrens, 
einschliesslich noch der Epoche der P.-G.-O. Carl V., lassen 
allerdings als Ankläger regelmäsig den Verletzten selbst, be- 
ziehungsweise dessen Angehörige, Blutsfreunde, nächste Ge- 
nossen, auftreten. Kein Wunder, wenn man bedenkt: 1. wie 
langsam und beschwerlich die Trennung zwischen bürgerlicher 
und peinlicher Klage, zwischen bürgerlichem und Straf -Ver- 

!) Anders im Privatrechtsgebiete, wo eine actio popularis nur aus- 
nahmsweise statthatte, nämlich nur in Fällen des indirekt geschädigten 
Interesses aller Staatsbürger. 
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fahren dort sich vollzog, indem ja „Klage" über erlittenes 
Unrecht beidem zugrundelag; 2. wie die Koniposition als 
Privatgenugthuung lange Zeit das Strafensystem beherrschte, 
und diese Bussen wiederum in dem System der Gesammt- 
Friedensbürgschaft durch Familie und Genossenschaft wurzelten. 

Gleichwohl stand einentheils eine allmälige thatsächliche 
Erweiterung des Anklage-Subjekts in natürlichem Zusammen- 
hange mit der Verflüchtigung der Genossenschaften und dem 
Erstarken des staatlichen Gemeinwesens, namentlich aber mit 
dem Zurücktreten der Busse gegenüber der prävalirenden öffent- 
lichen Strafe in peinlichen Sachen ; und war andrentheils schon 
von jeher bei peinlicher That am „elenden" (fremden) oder 
am genossenlosen Manne das Anklagerecht < eines jeden Bür- 
gers so wenig ausgeschlossen gewesen, dass hier in Erman- 
gelung eines privaten Klägers sogar von amtswegen einge- 
schritten wurde, und der Schultheiss oder ein anderer Ge^ 
meindevertreter die Anklage zu erheben befugt war. 

Auch bedeutet in der P.-G.-O. und den gleichzeitigen 
Halsgerichtsordnungen die Gesetzesklausel „nur auf Beklagung" 
des Vorletzten, der Benöthigten, des Ehegenossen u. s. f. 
nicht etwa lediglich Ausschliessung eines Einschreitens von 
amtswegen, sondern vielmehr in erster Linie: Ausschliessung 
des Verfolgungs- und Anklagerechts anderer Personen — als des 
verletzten Theils — überhaupt ; was aus dem Texte der P.-G.-O. 
gleichwie ihrer Vorgänger unschwer sich nachweisen Hesse. 

G n e i s t hat also insoweit Recht , als ein allgemeines 
staatsbürgerliches Anklagerecht im germanischen Alterthum und 
Mittelalter keineswegs gesetzlich oder gewohnheitsrechtlich aus- 
geschlossen war ; ! ) aber insoweit Unrecht, als er meint, es 
sei dieses Staatsbürgerrecht als solches — und nicht vielmehr 
das genossenschaftliche Band — von jeher der leitende Grund- 
gedanke für das Subjekt des Anklagerechts gewesen. 

! ) Kennzeichnend für Oesterreich ist, dass noch die Theresiuna a. 0. 
(I. 24. § 3), während sie für die Zukunft den Privatanklagepiozess ab- 
schafft, ausdrücklich erklärt: „Es ist zwar — bis anhero auch einem 

jedweden frey gestanden, einen anderen in peinlichen Sachen 

vor dem gehörigen Halsgericht zu klagen, und wider selben einen ordent- 
lichen Anklageprozess zu erheben". 
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So seheint denn in der That die Idee eines staatsbür- 
gerlichen Anklagerechts mit dem Wesen des Anklägeverfah- 
rens selbst von altersher, nur mehr oder minder eng oder 
frühzeitig, verwachsen. Aber, wohl zu bemerken: nicht die 
Idee einer subsidiären, sondern vielmehr die einer prinzi- 
palen Anklagebefugniss. 

III. 

Jedenfalls war es nicht die Geschichte des Anklagever- 
fahrens, welche hier auf eine Subsidiarität hinführen konnte, 
sondern vielmehr die moderne Erwägung: Wir haben heute 
eine öffentliche Anklagebehörde in unserer Staatsanwaltschaft ; 
es ist wünschenswerth, dass diese dem Betrieb der Verfolgung 
und Anklage sich unterziehe ; also gestatten wir bei von amts- 
wegen verfolgbaren Delikten nur dann die staatsbürgerliche 
Anklage, wenn die Staatsanwaltschaft mit der Verfolgung sich 
nicht oder nicht mehr befassen will. Diese Auffassung begnügt 
sich mit dem vermeintlich Erreichbaren, und hält dasselbe 
einstweilen für ausreichend; sie will nicht, dass über dem 
Hinschauen zum Endziel der Schritt vorwärts unterbleibe. *) 

Dem ist nun gegenübergetreten die oben snb IV ange- 
deutete Theorie eines nicht subsidiären, sondern prinzipalen 
— mit der Offizial -Verfolgung konkurrir enden — staats- 
bürgerlichen Anklagerechts. Als ich dieselbe bei den Verhand- 
lungen des zwölften deutschen Juristentages aufstellte, beab- 
sichtigte ich nichts weiter als klarzulegen, dass die Resolution 
des Juristentages, wollte sie überhaupt hier de lege ferenda 
Etwas bieten und nicht bei einer Subsidiär -Anklage des Ver- 
letzten in Offizialdelikten sich beruhigen, dann auch etwas 
Ganzes, niehts Halbes, etwas historisch Begründetes, nichts 
Willkürliches, bieten müsse. 

Diese Theorie stellt sich zunächst auf den Boden der 
Geschichte des Accusationsprozesses ; sodann argumentirt sie 
aus inneren, theils logischen, theils praktischen Gegengrttnden : 

') Andere Begründung bei Gneis t, Vier Fragen S. 54, welcher 
anderswo (so S. 37, 55, 143] auch sein subsidiäres Anklagerecht als „kon- 
kurrirendes" bezeichnet. Für bestimmte Fälle ist auch v. Holtzendorff 
Gutachten S. 75 der wirklichen Konkurrenz („Prävention") nicht abgeneigt. 
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A. Will man eiu „Monopol 4 * wirklich abschaffen, so kann 
man das nur dadurch, dass man die Konkurrenz eröffnet. 
Das aber heisst ein Monopol nicht beseitigen, sondern auf- 
rechthalten, wenn man den bisher vom Betriebe und von der 
Selbstbefriedigung Ausgeschlossenen anhält, vorerst an den 
bisher Privilegirten sich zu wenden, und nur dann selbstthätig 
zu werden, wenn dieser ihn befriedigen nicht will oder nicht 
kann. Dies versteht sich nämlich auch bei bestehendem Mo- 
nopol gemeiniglich von selbst. So widerspricht also eben jene 
Subsidiarität dem Zwecke der ganzen Reform: ein Anklage- 
Monopol abzuschaffen. 

B. Man sagt: Der Staatsanwalt wird geneigter sein 
zum Selbstbetriebe, wenn die Möglichkeit einer aushlilflichen, 
nämlich im Falle seiner Ablehnung zuerwartenden Privatan- 
klage hinter ihm steht (oder als Damoklesschwert über ihm 
schwebt). Mit gleichem Recht aber kann man sageu: er wird 
hier minder geneigt sein, selbst zu verfolgen, wo er es ohne- 
hin nicht gern thun würde. Er wird denken: Der Denunziant 
scheint ja nicht abgeneigt, es eventuell selbst zu thun; mag 
er es denn thun! So bei geringeren Eigenthumsvergehen, so 
in Grlindungssachen; aber auch bei Delikten des politischen, 
amtlichen Gebiets, oder durch die Presse begangenen. Es ist 
demnach die subsidiäre Privatanklage ein zweischneidiges 
Schwert. Und ebenso leicht, wenn nicht leichter, wird das 
Präveniren eines Privatanklägers die Anklagebehörde im Ein- 
zelfall zur Intervention und zum Selbstbetrieb anspornen. 

C. In praxi würde die prinzipale staatsbürgerliche An- 
klage ebenso selten vorkommen, wie die subsidiäre; und, 
wenn gehörig gegen Missbrauch eingedämmt, ebenso unge- 
fährlich sein. Soll doch mehr die Existenz eines solchen Ver- 
folgungsrechts, als dessen Ausübung im Rechtsleben das Kor- 
rektiv sein, welches man sucht. ') Es wird nämlich der Staats- 
bürger, den sittliche Entrüstung oder Gemeinsinn zur Verfol- 



i) v. Holtzendorff, Gutachten a. 0. S. 77: „Die Möglichkeit der 
staatsbürgerlichen Anklage hat einen weit höheren Rechtswerth als die 
Summe der Fälle, in denen sie wirklich zur thatsächlichen Ausübung ge- 
langt." Vgl. auch Gneist, Vier Fragen S. 52 ff. 
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gung aufruft, durchweg auch hier freiwillig zunächst den 
Staatsanwalt angehen, und erst dann, wenn er bei diesem 
auf Ablehnung oder Zögerung stösst, auf eigene Hand vor- 
gehen. Das Gesetz braucht ihm mithin diesen Weg nicht ob- 
ligatorisch zu machen. 

D. Es gibt der Repressivmittel, der gesetzlichen Schran- 
ken genug, hier gegen Missbrauch zu sichern. Ich nenne nur 
(im Anschluss an Bestimmungen der Gesetzgebung aller Zeiten) : 
den Anwaltszwang für jede solche Privatanklage -Erhebung; 
Zwang zur Kaution fttr die Kosten der Staatskasse und des 
Beschuldigten ; Konsumtion des Anklagerechts Aller durch Prä- 
vention des Einzelnen, so dass — vorbehaltlich der Privatbe- 
theiligung des Verletzten — Andere nur Jenem beitreten können; 
das Erforderniss einer dem Einbringen der Anklageschrift vor- 
ausgegangenen Voruntersuchung; Interventionsrecht des Staats- 
anwalts in jeder Lage der Sache (welche SelbstUbernahme der 
öffentlichen Anklage hier leichter zu erwarten, weil keine Ab- 
lehnung vorausgegangen); endlich die geltenden Strafbestim- 
mungen flir wissentlich falsche Anschuldigung beziehungsweise 
Anklage, und zuerwartende für Kollusion mit dem Beschul- 
digten (soweit nicht die Bestimmungen über Begünstigung, und 
Ueberwachung beziehungsweise Interventionsrecht der Staats- 
anwaltschaft ausreichen sollten). 

Und was endlich die Gefahren eines Missbrauchs zur Er- 
pressung oder eines Abhandeins zwischen den Parteien betrifft, 
so werfen bekanntlich diese Schreckensgestalten ihren Schatten 
nicht blos auf die Antragsdelikte, sondern auch auf jegliche Art 
der subsidiären oder prinzipalen Privataukläge. Jedoch dürften 
jene Gefahren bei einer staatsbürgerlichen Anklage kaum so 
nahe liegen, wie bei dem Antrags- beziehungsweise Anklage- 
rechte des Verletzten. Noch mehr; wer für ein ausnahmsloses 
Offizial -Verfolgungsrecht der Staatsbehörde seine Stimme er- 
hebt, selbst Dieser muss zugeben, dass alsdann jene Gefahren 
eben nur auf das Gebiet der Denunziation sich zurückziehen! 

IV. 

So Hesse sich denn das vierte und äusserste Stadium der 
privaten Strafverfolgung — nämlich das allgemein- staatsbür- 
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gerliche, und zwar konkurrente Anklagerecht — allerdings 
konstruiren und gesetzlich normiren. 

Nur wolle man nicht dessen Notwendigkeit oder Zweck- 
mässigkeit aus einem allgemeineren Grundsatze ableiten; etwa 
aus dem Prinzip der Selbstverwaltung, oder aus dem Wesen 
des Staatsbürgerrechtes. Jener sogenannte Grundsatz der Selbst- 
verwaltung, auf das Anklagesubjekt angewandt, könnte näm- 
lich nur zu einer Kommunal -Anwaltschaft als offizieller Ankla- 
behörde hinfuhren. Und aus einem Staatsblirgerrechte als sol- 
chem folgt für unsere Frage Nichts; einmal, weil dasselbe 
seinen positivrechtlichen Inhalt immer nur durch die konkrete 
Staatsverfassung erhält ; sodann, weil ein natürliches Recht des 
Staatsbürgers zur Anklage-Erhebung irgend welche korrelate 
— und wenig anmuthende — Pflicht in derselben Richtung 
voraussetzen würde, z. B. für jeden Staatsbürger, der von einem 
Verbrechen glaubhafte Kenntniss erlangt hätte (denn im Gebiete 
des öffentlichen wie des Familien-Rechts pflegen eben Pflicht und 
Recht bei demselben Subjekt untrennbare Begriffe zu bilden). 

Genug, es müsste das Interesse der Rechtsordnung und 
des Strafverfahrens selber sein, worauf man für die neue Ein- 
richtung sich stützte. 

Stellen wir also nunmehr die Frage so: 

Bedürfen wir heute so überaus dringend einer Beschrei- 
tung dieses letzten Weges, und überhaupt der Einräumung 
eines staatsbürgerlichen, sei es subsidiären sei es prinzipalen, 
Anklagerechts ? 

Und da angelangt, meine Herren, muss ich mich be- 
scheiden. Die Frage des praktischen Bedürfnisses steht schwer- 
lich fest. Es ist sehr wohl möglich, dass die geltenden Vor- 
schriften der Oesterreichischen Strafprozessordnung vor der Hand 
genügen, vielleicht gar — mehr als genügen. 

Zuvorderst ist es nicht Aufgabe des Gesetzgebers , den 
Anforderungen des Zeitalters und seiner Rechtszustände vor- 
anzueilen, sondern vielmehr denselben prüfend, erwägend, ja 
zögernd zu folgen. Und dabei dürfte ihm sein Mentor, die 
bewährte Praxis — auch eine Athene in Mannsgestalt — mit 
gutem Rathe zur Seite stehen. 
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Noch mehr. Es gibt zahllose andere Fragen des Straf- 
rechtsgebietes, die weitaus dringender erscheinen. Ich könnte 
deren viele nennen. Hier mag nur Eine erwähnt sein, weil 
sie mit unserer Frage in nahem Zusammenhange steht, ja eine 
dringende Vorfrage bildet. 

Will man ein prinzipales beziehungsweise subsidiäres 
staatsbürgerliches Anklagerecht, dann muss man doch selbst- 
verständlich dasselbe auf die sogenannten Offizialdelikte (d. h. 
die von amts wegen zu verfolgenden) beschränken. Man muss 
also ausnehmen: 

1. Die sogenannten Antragsdelikte. Hier kann zunächst 
nur der durch die strafbare Handlung Verletzte (Benachtei- 
ligte) allein — also mit Ausschluss aller Anderen — zum An- 
trage auf Verfolgung befugt sein, und sodann, wenn diese 
Voraussetzung sich erfüllt hat, nur die Offizial-Anklagebehörde 
als Anklägerin auftreten; 

2. jene Delikte der Zukunft — man vergleiche den 
Oesterreichischen Strafgesetz-Entwurf § 83 — , bei denen nur 
auf Privatanklage des Verletzten eine Bestrafung 
erfolgen kann (die im heute geltenden Strafgesetze und in der 
Strafprozessordnung von 1873 noch nicht anerkannt sind). 

Aber das, meine Herren, ist ja eben das grosse Gebre- 
chen in dieser Materie, dass über die Abgrenzung der 
Antrags-Delikte von diesen Privatanklage-De- 
likten (wenig zutreffend reden die Motive des Strafgesetz- 
Entwurfes hier von „Privat-Delikten") noch immer keine Klar- 
heit obwaltet; auch nicht in den erwähnten Motiven. Man 
muss und wird einmal zu der Erkenntniss kommen, dass es 
grundverschiedene Begriffe sind. ] ) Dort nämlich ist der lei- 
tende Gedanke: Delikte, bei denen das Interesse des Ver- 
letzten an der Nichtverfolgung grösser sein kann, als das 
des Staates an der Verfolgung (z. B. Entführung, Eigenthums- 
Delikte im Kreise der Familie). Dies ist das Kennzeichnende 
der Antrags - Delikte , an deren Verfolgung zwar der Staat 
hinreichendes Interesse hat, aber abhängig davon, dass jenes 

i) S. Gutachten von Thomsen und John in Verhandlungen des 
12. D. Juristent. Bd, IL S. 193 ff. 

2 
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grössere private Interesse an der Nichtverfolgung durch den 
Antrag in concreto sich selbst widerlegt. Dagegen sind aus- 
schliesslicher Privatanklage des Verletzten anheimzugeben solche 
strafbare Handlungen, an deren Verfolgung der Private 
vielleicht ein hinreichendes, der Staat aber durchweg kein hin- 
reichendes Interesse haben kann (so einfache Beleidigung, 
Verleumdung, Kreditgefährdung, Untreue, Nachdruck). 

In dieser Materie zu klarer Scheidung und Normirung zu 
gelangen, durfte in der That dringendes legislatorisches Be- 
dlirfniss sein. Denn Antrags-Delikt und ausschliessliches Privat 
anklage-Delikt haben begrifflich nichts mit einander gemein 
als dass beide Ausnahmen von der Offizial- Verfolgungs-Maxime 
bilden, dass bei beiden das Privatinteresse sich selbst so oder 
so bethätigen muss, sind in allem Uebrigen grundverschieden, 
und bedürfen daher auch ganz verschiedener Behandlung in 
einer Strafprozessordnung. Einer bessernden Revision bedarf 
demgemäss in der Oesterreichischen Strafprozessordnung deren 
§ 46 ; weitaus mehr, als die unmittelbar folgenden Paragraphen 
dieses Gesetzbuches. 



Doch eilen wir zum Schluss. Die Wissenschaft, m. 
H., will nicht Lobrednerin vergangener Tage, nicht Schön- 
färberin der Gegenwart sein; sie ist die kritisch - nüchterne 
Lehrmeisterin über alte und neue Dinge. Jedenfalls hat sie 
aber ihre Aufgabe nicht darin zu suchen, bei den Reforai- 
bestrebungen unserer Tage den Gesetzgeber vorwärts, immer 
nur vorwärts zu drängen, oder auch nur zu dessen Führer sich 
aufzuwerfen; sondern darin, ihm sozusagen die Karte über 
Ziel und Wege vorzulegen. An der Hand der Geschichte und 
der Rechtsdogmatik hat sie nämlich der Gesetzgebung die 
Ausgangs- und die Endpunkte jener Reform-Bewegungen vor 
die Augen zu fuhren, deren Stadien und Ziele ihr vorzuhalten. 
Dann mag der Gesetzgeber, berathen von der Praxis, selber 
zusehen, ob es gerathen, in eine Strömung sich hinemzubege- 
ben, nachdem er zuvor deutlich erkannt hat, woher der Strom 
kommt, und vor Allem — wohin derselbe allendlich seinen 
Lauf nimmt. 
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